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Kurznachrichten Eintritt der Finnmark in den Wechselkurs-
mechanismus des Europäischen Wäh-
rungssystems

Der Vertrag von Maastricht sieht eine zwei-

jährige Mitgliedschaft im Wechselkursmecha-

nismus des Europäischen Währungssystems

als Element des Konvergenzkriteriums zur

Wechselkursstabilität für die dritte Stufe der

Währungsunion vor. Nachdem Finnland be-

reits seit seinem Beitritt zur Europäischen

Union dem Europäischen Währungssystem

angehört, trat es mit Wirkung vom 14. Okto-

ber 1996 auch dem Wechselkursmechanis-

mus bei. Die Wirtschafts- und Finanzminister

und Zentralbankpräsidenten der Europäi-

schen Union vereinbarten für die Finnmark

Leitkurse von 5,80661 FMK zur ECU und

3,04 FMK zur D-Mark sowie die übliche

Bandbreite von plus/minus 15%. Der Beitritt

ist die Konsequenz aus den beeindruckenden

Fortschritten Finnlands bei der Stabilisierung

seiner Wirtschaft und zugleich Anerkennung

der erreichten Erfolge. Nach dem Beitritt Finn-

lands nehmen damit noch die folgenden EU-

Länder nicht am Wechselkursmechanismus

des Europäischen Währungssystems teil:

Griechenland, Groûbritannien, Italien und

Schweden.
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Das Europäische
Währungssystem in
der WWU-Endstufe

Vorbemerkungen

Im Dezember 1995 hat der Europäische Rat

(ER) den Rat der Wirtschafts- und Finanzmini-

ster beauftragt, zusammen mit der Europäi-

schen Kommission und dem Europäischen

Währungsinstitut (EWI) die Fragen zu prüfen,

die dadurch aufgeworfen werden, daû mög-

licherweise einige Gemeinschaftsländer nicht

gleich zum Beginn der Endstufe der Wirt-

schafts- und Währungsunion (WWU) am

1. Januar 1999 dem Euro-Währungsgebiet

angehören werden. Damit war insbesondere

das Problem angesprochen, welche Wechsel-

kursregelungen zwischen dem Euro und den

Währungen dieser Länder getroffen werden

sollten.

In Erledigung ihres Mandats haben sowohl

das EWI als auch ± auf der Grundlage von

Kommissionsstudien ± der Beratende Wäh-

rungsausschuû der Europäischen Union (EU)

fortlaufend über den Stand ihrer Beratungen

berichtet, und zwar zunächst den EU-Finanz-

ministern und Notenbankgouverneuren im

April dieses Jahres bei ihrem informellen Tref-

fen in Verona, dann dem ER auf seiner

Tagung im Juni in Florenz und schlieûlich im

September anläûlich des informellen Treffens

der Finanzminister und Notenbankgouver-

neure in Dublin. Vor allem die jüngste Tagung

in Dublin hat gezeigt, daû bereits weitgehen-

des Einvernehmen über Ziele, Grundsätze

und grundlegende Strukturen eines refor-

mierten Nachfolgesystems für das derzeitige

Europäische Währungssystem (EWS) erreicht

werden konnte. Dieser vorläufige Konsens

wird jedoch noch vom ER auf seiner Sitzung

im Dezember 1996 bestätigt werden müssen.

Es ist damit zu rechnen, daû der ER bei dieser

Gelegenheit die Grundelemente eines EWS-

Nachfolgesystems (EWS II) beschlieûen und

veröffentlichen wird. Diese dürften im näch-

sten Jahr in einer förmlichen Ratsentschlie-
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ûung verankert werden. Die detaillierte Aus-

gestaltung des neuen Wechselkursarrange-

ments kann allerdings erst 1998 nach Errich-

tung der Europäischen Zentralbank (EZB) im

Rahmen eines Abkommens zwischen dieser

Institution und den Zentralbanken derjenigen

EU-Länder erfolgen, die dem Euro-Währungs-

gebiet noch nicht angehören und ein förm-

liches Wechselkursarrangement wünschen.

Ziele

Der Beginn der WWU-Endstufe Anfang 1999

wird für alle Unionsländer eine grundlegend

neue Situation schaffen. Einige Mitgliedstaa-

ten werden ihre bisherigen nationalen wäh-

rungspolitischen Zuständigkeiten aufgeben

und den Euro als gemeinsame Währung ein-

führen. Andere werden voraussichtlich bis auf

weiteres für ihre nationalen Währungen eine

eigenständige Währungspolitik betreiben.

Obwohl die derzeitigen währungs- und

wechselkurspolitischen Kooperations- und

Koordinierungsmechanismen zwischen die-

sen Währungen und der Euro-Währungszone

grundsätzlich weiterhin anwendbar bleiben,

wird befürchtet, daû sich beide Ländergrup-

pen ökonomisch auseinanderentwickeln

könnten und hierdurch das Funktionieren des

Binnenmarktes beeinträchtigt würde. Unzu-

reichende wirtschafts- und währungspoliti-

sche Stabilität und Konvergenz würden

auûerdem auch ein Aufschlieûen der nicht

am Euro-Währungsgebiet beteiligten Mit-

gliedstaaten zu den Kernländern erschweren,

wenn nicht gar vereiteln.

Das geplante neue Wechselkursarrangement

zwischen den EU-Ländern soll diesen Risiken

entgegenwirken, indem es für die noch nicht

dem Euro-Währungsgebiet angehörenden

Mitgliedstaaten (die sog. ¹pre-insª) einen An-

reiz schafft, ihre Wirtschafts- und Währungs-

politik an der zu erwartenden Stabilität des

Euroraumes auszurichten. Die auf diese Weise

geförderte Konvergenz der wirtschaftlichen

Rahmendaten in der gesamten EU ist einerseits

Voraussetzung für dauerhaft stabile Wechsel-

kursbeziehungen zwischen dem Euro und den

anderen EU-Währungen; andererseits kann sie

auch einen wesentlichen Beitrag zur Eingliede-

rung der noch abseits stehenden EU-Länder in

den Euro-Währungsraum leisten. Gleichzeitig

kann ein Wechselkurssystem durch geeignete

Interventionsvereinbarungen einen Rahmen

bieten, um erratischen Wechselkursschwan-

kungen zu begegnen.

Grundsätze

Die Erfahrungen mit dem seit 1979 bestehen-

den EWS legen nahe, daû das reformierte Sy-

stem ausreichend flexibel gestaltet werden

sollte. Dies gilt um so mehr, als die nicht dem

Euro-Währungsgebiet angehörenden Mit-

gliedstaaten in bezug auf den Stand der Kon-

vergenz und die Aussichten für weitere Fort-

schritte deutlich divergieren dürften. Da

einige Länder entweder die Stabilitätsvoraus-

setzungen für die Teilnahme nicht erfüllen,

oder sich nicht an einem Festkurssystem be-

teiligen wollen, muû die Mitgliedschaft letzt-

lich freiwillig bleiben. Eine Teilnahme an dem

neuen EWS wäre jedoch von allen EU-Län-

dern zu erwarten, die hierfür die wirtschaft-

lichen Voraussetzungen erfüllen. Ein politisch

und/oder wirtschaftlich bedingtes Abseitsste-

hen stünde jedenfalls im Widerspruch zu dem

für eine WWU-Teilnahme vertraglich festge-

legten Kriterium der Wechselkursstabilität,

das eine spannungsfreie Mitgliedschaft im

System ohne eigene Währungsabwertun-

gen während einer Mindestfrist von zwei Jah-

ren vorsieht. Unter dem Gesichtspunkt der

grundsätzlichen Gleichbehandlung aller EU-

Länder muû die Erfüllung aller Konvergenz-

kriterien einschlieûlich stabiler Wechselkurse

im gemeinschaftlichen Wechselkurssystem
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auch von den Mitgliedstaaten gefordert wer-

den, die den Euro erst nach 1999 einführen.

Das Wechselkurssystem muû so konzipiert

sein und angewendet werden, daû es die sat-

zungsgemäûe Aufgabe der EZB zur Wahrung

der Preisstabilität nicht behindert. Dies gilt

ebenso für die Zentralbanken der nicht in das

Euro-Währungsgebiet integrierten Mitglied-

staaten, die wie die EZB der Zielsetzung Preis-

stabilität verpflichtet sind. Dieser Grundsatz

läût sich allerdings nur realisieren, wenn be-

stimmte Konstruktionsmängel des bisherigen

EWS vermieden werden. So muû insbeson-

dere gewährleistet sein, daû notwendige

Leitkursanpassungen künftig rascher und

geräuschloser vorgenommen werden, um

spürbare reale Wechselkursverschiebungen

zu korrigieren, die in der Vergangenheit re-

gelmäûig Auslöser von Devisenmarktturbu-

lenzen waren. Um diese sogenannte Realign-

ments stärker zu entpolitisieren, ist deshalb

vorgesehen, daû in Zukunft auch die EZB und

die anderen am EWS II beteiligten Zentralban-

ken das Recht erhalten, eine Überprüfung der

Leitkurse in Gang zu setzen. Da die mit Inter-

ventionen zur Wechselkursstützung einher-

gehenden Liquiditätswirkungen eine stabili-

tätsorientierte Geldpolitik gefährden und in

Schwachwährungsländern zu hohen Reserve-

verlusten oder zu übermäûiger Auslandsver-

schuldung führen können, muû auûerdem

sichergestellt werden, daû die am EWS II

beteiligten Zentralbanken erforderlichenfalls

ihre Interventionen einstellen können.

Strukturelemente

Leitkurse

Es besteht Übereinstimmung, daû der neue

Wechselkursmechanismus auf Leitkursen der

Währungen der Nichtteilnehmer am Euro-

Währungsgebiet gegenüber dem Euro beru-

hen soll. Dieser sogenannte ¹Nabe- und Spei-

chen-Ansatzº entspricht der natürlichen An-

kerrolle, die der Euro als Leitwährung in der

Gemeinschaft für die Konvergenzbemühun-

gen der Länder spielen wird, die eine Beteili-

gung am Euro-Währungsgebiet anstreben.

Das im gegenwärtigen EWS bestehende Pari-

tätengitter aus bilateralen Leitkursen zwi-

schen allen am System beteiligten Währun-

gen widerspräche diesem Anliegen.

Dementsprechend sollte auch der Einwand

nicht überbewertet werden, daû sich die bila-

teralen Wechselkurse der ¹pre-insª in einem

ausschlieûlich auf Euro-Leitkursen beruhen-

den System untereinander zu stark auseinan-

derentwickeln könnten, wenn gegenüber

dem Euro relativ weite Bandbreiten gewählt

würden. Eine solche Entwicklung würde vor-

aussetzen, daû gleichzeitig einzelne Währun-

gen gegenüber dem Euro sehr schwach und

andere sehr stark notieren. Eine derartige Ent-

wicklung ist höchst unwahrscheinlich und al-

lenfalls bei völligem Zusammenbruch des

Konvergenzprozesses vorstellbar, womit jeg-

lichem Festkurssystem der Boden entzogen

würde. Im übrigen bleibt es den EU-Noten-

banken, die sich an den Euro binden, unbe-

nommen, die Schwankungsmargen zwischen

ihren Währungen durch bilaterale Vereinba-

rungen zu begrenzen.

Bandbreiten

Über die genaue Bandbreite für Wechselkurs-

schwankungen um die Euro-Leitkurse ist

noch nicht entschieden worden. Weitge-

hende Einigkeit besteht jedoch darüber, daû

eine relativ weitgefaûte Standardbandbreite

festgelegt werden soll. Dabei wird die Mög-

lichkeit der Vereinbarung einer engeren

wechselkurspolitischen Zusammenarbeit mit

der EZB, einschlieûlich engerer Bandbreiten

zwischen dem Euro und einzelnen Währun-
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gen der nicht dem Euro-Währungsgebiet an-

gehörenden Mitgliedstaaten, die im Konver-

genzprozeû bereits weiter fortgeschritten

sind, offengelassen. Solche engeren Wechsel-

kursanbindungen könnten in unterschied-

licher Weise vorgenommen werden, ohne

daû dadurch allerdings die Auslegung des

Wechselkurskriteriums des EG-Vertrages prä-

judiziert werden darf. So könnten zum Bei-

spiel engere Bandbreiten vereinbart und ver-

öffentlicht werden, bei deren Erreichen Inter-

ventionen und deren Finanzierung ebenso

automatisch erfolgen wie an den weiten In-

terventionspunkten. Aber auch informelle

Vereinbarungen über engere Zielkorridore,

die vertraulich bleiben und unter anderem in

geeigneten Fällen durch intramarginale Inter-

ventionen gestützt würden, wären möglich.

Allerdings sollte im Interesse der Transparenz

des gesamten Wechselkurssystems eine zu

groûe Anzahl von ad-hoc-Mechanismen ver-

mieden werden. Daher könnte ein standardi-

sierter engerer Mechanismus als Grundlage

für bilaterale Vereinbarungen dienen. Die

Standardisierung müûte insbesondere auch

die Kriterien für eine engere Wechselkursan-

bindung festlegen.

Interventionen

Bei Erreichen der Interventionspunkte im Rah-

men der weiten Standardbandbreite sind

grundsätzlich automatische Devisenmarktin-

terventionen in unbegrenzter Höhe vorgese-

hen. Interventionen sollten jedoch im Grunde

nur als unterstützende Maûnahme bei der

Verteidigung von Wechselkursen angesehen

und gewissermaûen als Ultima ratio einge-

setzt werden. Vordringlich ist es, finanz- und

geldpolitische Maûnahmen zur Förderung der

wirtschaftlichen Konvergenz zu ergreifen, um

die Wechselkursentwicklung in geordneten

Bahnen zu halten.

Im Gegensatz zum gegenwärtigen Wechsel-

kursmechanismus des EWS, der obligato-

rische Interventionen uneingeschränkt vor-

schreibt, soll künftig sowohl der EZB als auch

den am Wechselkursmechanismus beteiligten

nationalen Zentralbanken die Möglichkeit

eingeräumt werden, Interventionen und

Interventionsfinanzierungen zu verweigern,

wenn diese die Einhaltung ihres vorrangigen

Ziels, Preisstabilität zu gewährleisten, gefähr-

den würden. Von der betreffenden Zentral-

bank wird erwartet, daû sie die Entscheidung

über die Anwendung dieser Schutzklausel

nach gebührender Abwägung aller maûgeb-

lichen Faktoren trifft. Eine Festlegung der

Umstände, unter denen Interventionen aus-

gesetzt werden können, erscheint jedoch

nicht ratsam, da sie nicht nur zur Spekulation

einladen könnte, sondern auch die Entschei-

dungsfreiheit und damit die Unabhängigkeit

der EZB und der nationalen Zentralbanken

ungebührend einschränken würde. Allerdings

wird von der betreffenden Zentralbank er-

wartet, daû sie ihre Absicht, Interventionen

und deren Finanzierung einzustellen, der poli-

tischen Ebene so zeitig wie möglich mitteilt.

Die bisher schon bestehende Möglichkeit ko-

ordinierter intramarginaler Interventionen im

gegenseitigen Einvernehmen soll weitgehend

erhalten bleiben; auch soll weiterhin bei

Überschreiten gewisser Interventionshöchst-

beträge die vorherige Zustimmung der die je-

weilige Interventionswährung emittierenden

Zentralbank eingeholt werden.

Interventionsfinanzierung

Auch die Fazilitäten zur Finanzierung von In-

terventionen und die bestehenden Regelun-

gen für deren Inanspruchnahme dürften mit

einigen notwendigen Modifikationen fortge-

führt werden. Dies gilt insbesondere für die

sehr kurzfristige Finanzierung, deren Laufzei-



Deutsche
Bundesbank
Informationsbrief
zur WWU
Nr. 2

9

ten- und Verzinsungsregelungen weitgehend

beibehalten werden können. Demzufolge

würden obligatorische Interventionen an den

weiten Bandbreiten in unbegrenzter Höhe

und intramarginale Interventionen, die mit

Zustimmung der die Interventionswährung

ausgebenden Zentralbank vorgenommen

werden, innerhalb bestimmter Höchstgren-

zen in das System der ¹sehr kurzfristigen In-

terventionsfinanzierungª einbezogen werden

können. Bevor mit der Inanspruchnahme der

Kreditfazilitäten auf die Solidarität der Part-

nernotenbank zurückgegriffen wird, wird al-

lerdings erwartet, daû die betreffende Noten-

bank in angemessenem Umfang eigene Devi-

senreserven verwendet hat. Die Finanzie-

rungssalden wären in der Währung des Kre-

ditgebers zu verbuchen, mit einem repräsen-

tativen, mit der Laufzeit und Denominierung

korrespondierenden Geldmarktsatz zu verzin-

sen und nach durchschnittlich drei Monaten

Laufzeit zurückzuzahlen. Laufzeitverlänge-

rungen im Rahmen bestimmter Höchstbe-

träge wären möglich. Anders als bisher wären

Tilgungsleistungen für Interventionskredite ±

wenn zwischen kreditgebender und kredit-

nehmender Notenbank nichts anderes verein-

bart wird ± grundsätzlich in der Währung des

Kreditgebers und nicht mehr entsprechend

der Struktur der Währungsreserven des

Schuldners zu erbringen. Das gegenwärtig

zwischen den EU-Notenbanken bestehende

System des kurzfristigen Währungsbeistands

wird hingegen voraussichtlich abgeschafft

werden, da es in der Vergangenheit praktisch

keine Rolle gespielt hat.

Entscheidungsverfahren

Die Festsetzung der Leitkurse gegenüber dem

Euro und die Festlegung der weiten Standard-

bandbreite für das zulässige Ausmaû der

Wechselkursschwankungen um die Euro-Leit-

kurse werden in einem gemeinsamen Verfah-

ren erfolgen. Beteiligte an diesen Verfahren

werden die EZB, die Minister der dem Euro-

Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaa-

ten, die Minister und Zentralbankpräsidenten

der dem Euro-Währungsgebiet nicht angehö-

renden Mitgliedstaaten, die Europäische

Kommission und der Wirtschafts- und Finanz-

ausschuû (die Nachfolgeinstitution des Bera-

tenden Währungsausschusses) sein. Den an

dem jeweiligen Übereinkommen beteiligten

Währungsbehörden, einschlieûlich der EZB,

wird das Recht zugestanden, ein vertrauliches

Verfahren zur Überprüfung der Leitkurse ein-

zuleiten. Für die Ausgestaltung der verschie-

denen Formen einer engeren wechselkurspo-

litischen Zusammenarbeit zwischen der EZB

und den dem Euro-Währungsgebiet nicht an-

gehörenden EU-Zentralbanken sind differen-

zierte Entscheidungsverfahren vorgesehen. In

diesen Fällen engerer Wechselkursanbindun-

gen hätten alle an einer derartigen wechsel-

kurspolitischen Zusammenarbeit unmittelbar

Beteiligten das Recht, eine vertrauliche Über-

prüfung dieser Bindungen zu beantragen.
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Harmonisierte
monetäre Statistiken
± Grundlage für eine
erfolgreiche Geld-
politik in der Wäh-
rungsunion

Für eine erfolgreiche Geldpolitik benötigt die

Europäische Zentralbank (EZB) verläûliche sta-

tistische Daten, die die monetäre und real-

wirtschaftliche Entwicklung im Euro-Wäh-

rungsraum zutreffend widerspiegeln. Für die

monetären Statistiken ist die EZB selbst zu-

ständig. Sie wird mit Beginn der dritten Stufe

der Währungsunion vorschreiben, welche

Angaben mit diesen Statistiken zu erfassen

sein werden. Es wird dann Aufgabe der Zen-

tralbanken der Teilnehmerländer an der Wäh-

rungsunion sein, die von der EZB angeordne-

ten Erhebungen durchzuführen. Dabei wer-

den sie sich soweit wie möglich der bestehen-

den nationalen Meldesysteme bedienen.

Damit die von der EZB benötigten Daten

rechtzeitig zur Verfügung stehen, müssen die

Vorbereitungen hierfür bereits jetzt in Gang

gesetzt werden, und zwar auf Basis des natio-

nalen Rechts. Wichtig ist, daû die statisti-

schen ¹Bausteineª der einzelnen Länder me-

thodisch so aufeinander abgestimmt sind,

daû sie sich zu aussagefähigen Gesamtergeb-

nissen für die Währungsunion zusammenfü-

gen lassen. Zu diesem Zweck wurde von der

Arbeitsgruppe für Statistik beim Europäischen

Währungsinstitut (EWI) ein Konzept für har-

monisierte monetäre Statistiken ausgearbei-

tet. Anfang Juli 1996 hat der EWI-Rat dieses

Konzept der statistischen Anforderungen für

die Währungsunion gebilligt; es wurde der

Öffentlichkeit unter der Bezeichnung ¹Imple-

mentation Packageª vorgestellt. Eine ± auch

in deutscher Sprache erhältliche ± Kurzfas-

sung dieses Dokuments ist allen Kreditinstitu-

ten in Deutschland zugestellt worden.

Im Hinblick auf die Aufgaben der EZB gehö-

ren die bankstatistischen Erhebungen sowie

die Zahlungsbilanzstatistik zu den Kernberei-

chen, auf die sich die Anforderungen für die

Währungsunion konzentrieren. Im folgenden

werden die wichtigsten Aspekte dieser stati-
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stischen Anforderungen und ihre Auswirkun-

gen auf das deutsche Meldewesen darge-

stellt.

Berichtskreis der ¹Monetären Finanziel-
len Institute (MFI)ª in der Bankenstatistik

Um die Geld- und Bankenstatistik in der Wäh-

rungsunion einheitlich gestalten zu können,

muûte begrifflich eine Trennlinie zwischen

dem monetären und dem nichtmonetären

Sektor gezogen werden. Mit Blick auf die

Wirkungsweise der Geldpolitik war festzule-

gen, welche Unternehmen und Einrichtungen

als Geldinstitute einzustufen sind, von denen

statistische Meldungen über das ¹Geldª und

seine Bestimmungsfaktoren angefordert wer-

den müssen. Für diesen Berichtskreis wurde

die Bezeichnung ¹Monetäre Finanzielle Insti-

tute (MFI)ª gewählt. Zu diesem Kreis gehören

die Zentralbanken und diejenigen Institute,

die nach Gemeinschaftsrecht als ¹Kreditinsti-

tuteª gelten. Dazu kommen einige andere fi-

nanzielle Institute, die Einlagen des Publikums

entgegennehmen oder ± als den Einlagen na-

hestehende Substitute ± verbriefte Verbind-

lichkeiten emittieren und Kredite ± auch in

Form des Wertpapierkaufs ± gewähren. Nach

dieser Definition, die Eingang in die Sektoren-

gliederung der europäischen Nomenklatur für

die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen

(ESVG 95) gefunden hat, sind beispielsweise

Geldmarktfonds zu den MFI zu zählen.

Ebenso erfüllen die deutschen Bausparkassen

die MFI-Definition.

Sobald die nationalen Zentralbanken die Liste

ihrer MFI aufgestellt haben ± dies wird in

Kürze der Fall sein -, wird das EWI eine zu-

sammengefaûte MFI-Liste für die Europäische

Union (EU) herausgeben. Künftig ist diese

Liste in regelmäûigen Abständen zu aktuali-

sieren.

Konsolidierte Bilanz der MFI und Geld-
mengenberechnung

Um Geldmenge und Geldkapital sowie die

Kreditgewährung des monetären Sektors an

den nichtmonetären Sektor ermitteln zu kön-

nen, faût man den Notenbankausweis und

die Bilanzstatistiken der Geschäftsbanken in

einer Gesamtrechnung zusammen. Gegensei-

tige Forderungen und Verbindlichkeiten aller

einbezogenen Institute werden in dieser

Rechnung ausgeschaltet, also konsolidiert.

Die Konsolidierte Bilanz der MFI wird auch in

Europa das Herzstück der Bankenstatistik dar-

stellen; die harmonisierten Anforderungen an

die statistischen Erhebungen sind im wesent-

lichen hierauf ausgerichtet.

Künftig genügt es nicht mehr, in den nationa-

len Meldungen nach Inland und Ausland zu

unterscheiden. Vielmehr sind die Positionen

gegenüber Geschäftspartnern in den übrigen

Mitgliedsländern der Währungsunion geson-

dert darzustellen, und zwar in der für die

Konsolidierte Bilanz benötigten Detaillierung.

Dadurch lassen sich einerseits die Innenbezie-

hungen zwischen allen MFI in der Währungs-

union eliminieren; andererseits können Ver-

bindlichkeiten gegenüber dem gesamten

nichtmonetären Sektor in der Währungs-

union als ¹Geldª oder ¹Geldkapitalª ausge-

wiesen werden.

Die heute in den Mitgliedsländern der Euro-

päischen Union verwendeten Geldmengen-

begriffe sind teilweise recht unterschiedlich.

Um der EZB genügend Entscheidungsspiel-

raum für eine etwaige Geldmengendefinition

zu geben, sehen die statistischen Anforderun-

gen bei den Verbindlichkeiten gegenüber

¹Nicht-MFIª und bei den verbrieften Verbind-

lichkeiten einen Fristenfächer mit mehreren

Laufzeitkategorien vor. Maûgebend für diese
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Unterteilung wird die Ursprungsfristigkeit der

ausgewiesenen Verbindlichkeiten sein.

Für die Zwecke der monetären Analyse im

Rahmen der Konsolidierten Bilanz werden

weitergehende Untergliederungen der Aktiva

und Passiva der MFI nach Instrumenten, Sek-

toren und Ursprungsfristigkeiten gefordert.

Ein Teil der Angaben wird monatlich bereitzu-

stellen sein, ein anderer Teil ± für detailliertere

Untersuchungen ± nur vierteljährlich.

Konzept und Ausgangslage für die An-
passung der deutschen Bankenstatistik

Die neuen Anforderungen an die Statistik für

die Währungsunion werden nicht dazu füh-

ren, daû die derzeitige deutsche Bankenstati-

stik durch ein völlig neues Berichtssystem er-

setzt wird. Um den gestellten Anforderungen

vollständig und pünktlich gerecht werden zu

können, ist allerdings eine Anpassung ± und

damit gleichzeitig eine gründliche Überarbei-

tung ± des bankstatistischen Meldewesens

auch in Deutschland unumgänglich. Die mel-

depflichtigen Institute können dabei in der

Stufe 3a der Währungsunion die Meldungen

entweder in D-Mark oder in Euro erstellen.

Die Neuordnung des Berichtssystems wird

sich nicht allein nach den ¹europäischenª Da-

tenanforderungen richten können. Auch

künftig werden nationale Informationsbe-

dürfnisse über die monetäre und wirtschaftli-

che Entwicklung in Deutschland bestehen. So

wird man beispielsweise die bankstatistischen

Ergebnisse für Strukturanalysen des deut-

schen Bankwesens heranziehen. Daran dürfte

nicht zuletzt das Kreditgewerbe in Deutsch-

land selbst ein nachhaltiges Interesse haben.

Die Kontinuität vorhandener Datenreihen zu

erhalten, wird ein nicht unwesentliches Krite-

rium darstellen. Zudem sollte die ¹Doppel-

funktionª des bankstatistischen Meldewe-

sens für statistische und bankaufsichtliche

Zwecke, die sich in Deutschland bewährt hat,

erhalten bleiben. Auf diese Weise wird Mehr-

arbeit bei den Kreditinstituten vermieden.

Die Umgestaltung der einzelnen bankstatisti-

schen Meldungen kann zu einem gröûeren

Teil dadurch geschehen, daû bisherige Posi-

tionen ausgetauscht, Fristenfächer neu abge-

grenzt oder sektorale Untergliederungen ab-

geändert werden. Es spricht viel dafür, die bis-

herigen Meldestrukturen, soweit es geht, un-

verändert zu lassen. Dadurch läût sich viel-

leicht erreichen, daû bei den meldepflichtigen

Instituten eine komplette Neuprogrammie-

rung vermieden wird und nur punktuelle Ein-

griffe in die bestehenden DV-Programme vor-

genommen werden müssen.

Durch die bisher von deutschen Kreditinstitu-

ten einzureichenden statistischen Meldun-

gen, hauptsächlich durch die Bilanzstatistik

und den Auslandsstatus, stehen in Deutsch-

land die monatlich benötigten Daten für die

Zwecke der Konsolidierten Bilanz der Wäh-

rungsunion bereits sehr weitgehend zur Ver-

fügung. Zwar reichen nur etwa 700 Institute

± das sind der Anzahl nach etwa 20 Prozent

aller deutschen Kreditinstitute ± Meldungen

zum Auslandsstatus ein, doch werden damit

annähernd 99 Prozent aller Auslandsaktiva

und -passiva der deutschen Banken erfaût.

Dieser ¹Abdeckungsgradª liegt über dem

vom Europäischen Währungsinstitut gefor-

derten Limit von mindestens 95 Prozent, ge-

messen am Bilanzvolumen aller existierenden

MFI in jedem Mitgliedsland.

Von den künftig vierteljährlich für die EZB be-

nötigten Angaben fehlt dagegen der gröûere

Teil. Hier werden zusätzliche Meldepflichten

auf die Institute zukommen. Andererseits

zeichnet sich ab, daû auf verschiedene bisher

erfragte Angaben mit Beginn der Währungs-
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union verzichtet werden kann. So wird die

von den deutschen Banken geforderte Daten-

menge möglicherweise unverändert bleiben.

Mehraufwand entsteht aber ohne Zweifel

durch die Umstellungsarbeiten, vor allem

durch die ¾nderung der DV-Programme.

Bilanzstatistik und Auslandsstatus

Im Mittelpunkt der bankstatistischen Meldun-

gen steht die Monatliche Bilanzstatistik der

Kreditinstitute. Die wichtigste hier geplante

Neuerung ist die bereits erwähnte Ausgliede-

rung der Aktiva und Passiva gegenüber

Schuldnern und Gläubigern in den anderen

Mitgliedsländern der Währungsunion. Zu die-

sem Zweck sind einige zusätzliche Vordrucke

vorgesehen, die im Rahmen der Monatsmel-

dung abzugeben sein werden, aber teilweise

nur zu den Quartalsterminen ausgefüllt wer-

den müssen. Die Vordrucke werden so gestal-

tet, daû sie in ihrem Aufbau soweit wie mög-

lich mit bereits existierenden Formularen für

die laufende Monatsmeldung übereinstim-

men; das dürfte die ergänzende Programmie-

rung erleichtern. Entscheidend ist, daû die In-

stitute in der Lage sein müssen, ihre Ge-

schäftsbeziehungen für jede denkbare Kom-

bination von Teilnehmerländern am Euro-

Währungsraum darzustellen.

Die erforderlichen Veränderungen der bisheri-

gen Meldeformulare der Monatlichen Bilanz-

statistik werden sich in Grenzen halten. Der

Hauptvordruck bleibt nahezu unverändert; es

sollen lediglich einige entbehrliche Positionen

gestrichen werden. Umstellungen und Ergän-

zungen werden dagegen in den Anlagen zum

Hauptvordruck vorgenommen. Einen merkli-

chen Eingriff stellt die ¾nderung der Fristen-

fächer dar. So wird bei den Termineinlagen

eine neue Laufzeitgrenze von zwei Jahren

eingeführt; auf der Seite der Forderungen

muû die derzeit geltende 4-Jahres-Grenze

durch eine 5-Jahres-Grenze ersetzt werden.

Es zeichnet sich bereits jetzt ab, daû verschie-

dene Meldeteile in den Anlagen zum Haupt-

vordruck der Monatlichen Bilanzstatistik ganz

entfallen werden, wie beispielsweise die An-

gaben über Rücknahmeverpflichtungen von

Schuldverschreibungen vor Fälligkeit oder die

Darstellung der Geschäftsbeziehungen zu ei-

genen Häusern im Ausland. Die Fristigkeits-

gliederungen können insgesamt gestrafft

werden. Ferner wird man auf eine Reihe von

Einzelpositionen verzichten können, so etwa

± um ein Beispiel zu nennen ± auf den geson-

derten Ausweis von Forderungen und Ver-

bindlichkeiten gegenüber Bausparkassen.

In der monatlichen Meldung Auslandsstatus

muû eine gewisse Erweiterung in Kauf ge-

nommen werden. Hier sind vor allem Fremd-

währungsaktiva und -passiva gegenüber In-

ländern detaillierter zu melden als bisher.

Keine gesonderte Mindestreservestatistik

Der EWI-Rat hat im Dezember 1995 befür-

wortet, für die vom EZB-Rat zu entscheidende

Mindestreserveregelung in der dritten Stufe

der Währungsunion die Angaben in der Mo-

natlichen Bilanzstatistik für die Berechnung

eines Reserve-Solls zu verwenden. So könn-

ten beispielsweise die reservepflichtigen Ver-

bindlichkeiten anhand der bilanzstatistischen

Angaben über die nach Fristigkeit unterteilten

Einlagen von ¹Nicht-MFIª und verbrieften

Verbindlichkeiten berechnet werden.

Das Konzept für die sektorale Untergliede-

rung der Bilanzpositionen war im Hinblick auf

die Erfassung der ¹Interbankverbindlichkei-

tenª darauf ausgerichtet gewesen, nur die

für Konsolidierungszwecke benötigten Ge-

samtverbindlichkeiten gegenüber allen MFI-
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Geschäftspartnern zu erfassen. Würde sich

die EZB jedoch dazu entschlieûen, nicht sämt-

liche MFI, sondern nur einen kleineren Adres-

satenkreis (beispielsweise nur die im Gemein-

schaftsrecht definierten ¹Kreditinstituteª) ei-

ner Mindestreserve zu unterwerfen, müûten

die Verbindlichkeiten gegenüber den übrigen

MFI ± als dann mindestreservepflichtige Einla-

gen ± in den statistischen Meldungen identifi-

zierbar sein. Die Untergliederung der Ver-

bindlichkeiten gegenüber den MFI würde es

folglich erforderlich machen, daû die melde-

pflichtigen Institute in ihren Büchern die Kon-

ten der MFI-Geschäftspartner danach kodie-

ren, ob sie mindestreservepflichtige Institute

oder ¹andere MFIª sind.

Andere bankstatistische Erhebungen

Das ¹Implementation Packageª verweist auf

weitere finanzielle Statistiken, vor allem aus

dem Bereich der Bankenstatistik, die zwar

von den nationalen Zentralbanken derzeit

noch nach voneinander abweichenden Kon-

zepten erhoben werden, die aber wegen der

unterschiedlichen Finanzmärkte in den einzel-

nen Ländern vorläufig nicht harmonisiert

werden können. Trotz der nicht einheitlichen

Datenstrukturen lassen sich aus diesen Stati-

stiken in der ersten Zeit der Währungsunion

Eckdaten für analytische Zwecke zusammen-

stellen. Zu diesen bankstatistischen Erhebun-

gen, die auch nach dem Beginn der Wäh-

rungsunion weiterhin benötigt werden, zäh-

len die Zinsstatistik, die Emissionsstatistik und

die Statistik über Kapitalanlagegesellschaften.

Andere Erhebungen, wie zum Beispiel die

Kreditzusagenstatistik, werden auf dem Prüf-

stand stehen.

Eine wichtige Rolle wird künftig die Beobach-

tung derjenigen Institute spielen, die auf-

grund ihrer derzeitigen Geschäftstätigkeit

nicht zu den MFI zählen, die sich aber im

Zuge von Finanzinnovationen auf neue Betä-

tigungen konzentrieren könnten, die ihre Ein-

beziehung in den MFI-Berichtskreis erforder-

lich macht.

Zahlungsbilanzstatistik

Für das Währungsgebiet des Euro wird eine

Zahlungsbilanz erstellt werden, die Aufschluû

über die Leistungs- und Kapitalverkehrs-

ströme mit der übrigen Welt gibt. Dieses Zah-

lenwerk wird im Rahmen währungs- und de-

visenpolitischer Analysen für den Bereich der

Währungsunion benötigt. Als Grundlage für

die kurzfristigen Entscheidungen der Geldpo-

litik sind Monatsdaten erforderlich, allerdings

nicht in der Gliederungstiefe, wie sie für han-

delspolitische Zwecke und Strukturuntersu-

chungen verlangt wird, die von der EU-Kom-

mission vorgenommen werden. Die Arbeits-

gruppe für Statistik beim EWI hat sich daher

auf bestimmte Schlüsselgröûen für diese mo-

natliche Zahlungsbilanz der Währungsunion

geeinigt, die der EWI-Rat gebilligt hat. Dane-

ben soll eine detaillierter gestaffelte, viertel-

jährliche Zahlungsbilanz der Währungsunion

aufgestellt werden, die eine genauere Ana-

lyse der Struktur der Finanzströme erlaubt.

Die benötigten Daten sollen zunächst mit

Hilfe der bewährten nationalen Melde-

systeme erhoben werden. Das Zusammen-

führen dieser nationalen Ergebnisse zu aussa-

gefähigen Währungsunions-Aggregaten setzt

voraus, daû die zahlungsbilanzstatistischen

Daten der einzelnen Länder auf gleichen Kon-

zepten und Definitionen beruhen. Darüber

hinaus müssen die verlangten Aggregate in

einer bestimmten Länderaufgliederung und

innerhalb eines akzeptablen Zeitraumes vor-

liegen. Die wichtige Harmonisierung der Kon-

zepte und Definitionen ist inzwischen weitge-

hend abgeschlossen; als Leitlinie für diese Ar-

beiten haben die zahlungsbilanzstatistischen
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Richtlinien des Internationalen Währungs-

fonds gedient.

Die wachsende internationale Kapitalver-

flechtung macht es erforderlich, regelmäûige

Informationen auch über den Stand und die

Entwicklung der Forderungen und Verbind-

lichkeiten der Währungsunion gegenüber der

übrigen Welt zu liefern. Ein solcher Vermö-

gensstatus, der Aufschluû über die Direktin-

vestitionen, Wertpapierbestände und sonsti-

gen finanziellen Forderungen und Verbind-

lichkeiten gibt, wird vermutlich erst zu einem

späteren Zeitpunkt für das Währungsgebiet

des Euro aufgestellt werden können; er muû

aber schon jetzt in die statistische Planung

einbezogen werden.

Die Anpassung der deutschen Zahlungs-
bilanzstatistik

Die deutsche Zahlungsbilanzstatistik basiert

auf Meldungen, die im Rahmen der Auûen-

handelsstatistik, der Statistik über den Aus-

landszahlungsverkehr und der Statistik über

die Forderungen und Verbindlichkeiten ge-

genüber dem Ausland von jedem Gebietsan-

sässigen, der an einer Auûenwirtschaftstrans-

aktion beteiligt ist, abzugeben sind. Derzeit

reichen die in Deutschland erhobenen Mel-

deinhalte aus, um den definitorischen und

konzeptionellen Anforderungen der Zah-

lungsbilanzstatistik der Währungsunion weit-

gehend gerecht zu werden. Die dazu not-

wendigen Anpassungen in der deutschen

Zahlungsbilanzstatistik konnten mit Hilfe in-

terner, die Meldepflichtigen nicht belastender

Maûnahmen durchgeführt werden. Sie sind

in den Monatsberichten März 1995 und Sep-

tember 1996 im einzelnen erläutert worden.

Auf längere Sicht werden jedoch vor allem im

Bereich des Reise- und Wertpapierverkehrs

erhebungstechnische ¾nderungen vorge-

nommen werden müssen. Der Auslandsreise-

verkehr wird in der deutschen Zahlungsbilanz

bisher hauptsächlich über den An- und Ver-

kauf von Sorten und sonstigen Reisezah-

lungsmitteln erfaût; dies wird mit der Aus-

gabe der Euro-Noten nicht mehr möglich

sein. Im Bereich des Wertpapierverkehrs

könnten die Einführung des Euro und der

leichtere Zugang zu ausländischen Finanz-

märkten zu ¾nderungen im Anlageverhalten

führen und deshalb eine Anpassung der Erhe-

bungstechnik erforderlich machen. Schlieû-

lich kann die Notwendigkeit, die europä-

ischen Erhebungssysteme längerfristig anein-

ander anzugleichen, zu Neuerungen im deut-

schen Meldesystem führen.

Neben den Daten für die Erstellung einer Zah-

lungsbilanz für das Währungsgebiet des Euro

werden auf absehbare Zeit auch weiterhin die

Transaktionen zwischen Deutschland und an-

deren Mitgliedsländern der Währungsunion

erfaût werden müssen. Das heiût, daû auf die

Aufstellung einer deutschen Zahlungsbilanz

vorerst nicht verzichtet werden kann. Ihre Er-

gebnisse flieûen zum einen in die volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnungen ein, zum an-

deren werden sie für laufende Analysen der

deutschen Handels- und Kapitalströme inner-

halb der Währungsunion benötigt.

Die Aufstellung des Vermögensstatus für das

Euro-Währungsgebiet könnte ebenfalls zu

Anpassungen in der bisherigen Erhebungs-

technik für die entsprechenden deutschen

Statistiken führen. Insbesondere ist dabei eine

zuverlässigere statistische Basis für Aussagen

über die Bestände an Wertpapieren anzustre-

ben.
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Datenverfügbarkeit zu Beginn und im
Verlauf der dritten Stufe

Bis zum Beginn der dritten Stufe der Wäh-

rungsunion müssen alle berichtspflichtigen

MFI die notwendigen Umstellungs- und Ko-

dierungsarbeiten in ihrer Buchhaltung be-

werkstelligen. Sofern sich die EZB entschlieût,

die Geldpolitik an einem Geldmengenziel

auszurichten, das noch vor dem Beginn der

dritten Stufe formuliert und dessen Einhal-

tung von Jahresbeginn 1999 an monatlich

kontrolliert würde, müûte dies auf der Grund-

lage des Vorjahrsvergleichs geschehen. Zu

diesem Zweck wäre es notwendig, daû die

Zentralbanken der Teilnehmerländer auf der

Basis der bis Ende 1998 ermittelten Bilanz-

strukturen Schätzungen für monatliche Ag-

gregate zurück bis zum 4. Quartal 1997 vor-

nehmen.

Das gleiche Problem der Datenverfügbarkeit

für den Vorjahrsvergleich stellt sich auch beim

späteren Beitritt eines neuen Landes zur

Währungsunion. Es reicht nicht aus, daû die

berichtspflichtigen MFI in den Teilnehmerlän-

dern (einschlieûlich des neu hinzukommen-

den Landes) die Geschäftsbeziehungen zu

Partnern innerhalb und auûerhalb der Wäh-

rungsunion neu gruppieren, sondern es müs-

sen zum selben Zeitpunkt auf dem Schätz-

wege entsprechend abgegrenzte Aggregate

für einen Zeitraum von zwölf Monaten vor

dem Beitritt ermittelt werden. Wichtig ist da-

bei, daû die so berechneten Näherungswerte

zuverlässige Ergebnisse darstellen, damit die

Glaubwürdigkeit der statistischen Datenbasis

insgesamt nicht in Zweifel gezogen wird.

Für den Bereich der Zahlungsbilanzstatistik ist

zu erwarten, daû die Vorgaben der Zahlungs-

bilanzstatistik der Währungsunion bis 1998 in

allen Mitgliedsländern umgesetzt sind. Somit

kann ab dem Berichtsmonat Januar 1999 mit

den monatlichen Schlüsselgröûen und ab

März 1999 mit detaillierten Angaben einer

vierteljährlichen Zahlungsbilanz auf harmoni-

sierter Basis gerechnet werden.

Melde- und Aufbereitungstermine

Monetäre Statistiken müssen den Nutzern

rasch zur Verfügung stehen. Auf europäischer

Ebene ist vereinbart worden, daû die nationa-

len Zentralbanken die Länderergebnisse der

aggregierten monatlichen Statistiken der MFI,

soweit diese für die Aufstellung der Konsoli-

dierten Bilanz notwendig sind, spätestens bis

zum Ende des 15. Arbeitstages nach Ablauf

des jeweiligen Berichtsmonats der EZB über-

mitteln. In diesem Zeitraum muû der gesamte

Arbeitsablauf der Datensammlung und -auf-

bereitung ± das heiût die Zusammenstellung

der statistischen Daten bei den MFI, die Ab-

gabe der Meldungen bei den Aufbereitungs-

stellen der Zentralbanken, die Prüfung der

Meldungen auf Plausibilität und sachliche

Richtigkeit, Aggregierung und Aufstellung

der Länderergebnisse ± bei den Zentralban-

ken abgeschlossen sein.

Die zusammengefaûten Ergebnisse tieferge-

hender Untergliederungen einzelner Bilanz-

positionen, die für andere analytische Zwecke

(und nur in vierteljährlichen Abständen) be-

nötigt werden, müssen innerhalb eines Zeit-

raumes von etwa fünf Wochen nach dem

Meldestichtag vorgelegt werden.

Für die Aggregierung der Schlüsselgröûen der

monatlichen Zahlungsbilanz ist ein Zeitraum

von sechs Wochen vorgesehen. Hier bestehen

von deutscher Seite aus möglicherweise

Schwierigkeiten, alle Daten termingerecht zu

liefern. So kann insbesondere bei den vom

Statistischen Bundesamt zusammengestellten

Auûenhandelszahlen, die in die Zahlungsbi-

lanz eingehen, die geforderte Sechswochen-
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frist derzeit nicht eingehalten werden. Es wird

gröûerer Anstrengung bei allen Beteiligten

bedürfen, die in den letzten Jahren durch die

Einführung der Intrahandels-Statistik einge-

tretenen Verzögerungen zu beheben.

Realisierung in Deutschland

Die Vorbereitungen zur Anpassung der Stati-

stik in Deutschland an die neuen Anforderun-

gen für die Währungsunion sind angelaufen.

Während der letzten Wochen ist in der Deut-

schen Bundesbank ein Konzept für die Neu-

gestaltung der wichtigsten Meldungen der

Banken ± der Monatlichen Bilanzstatistik und

des Auslandsstatus ± erarbeitet worden. Über

die Entwürfe finden zur Zeit Gespräche mit

den Bankenverbänden statt. Nach dem ge-

genwärtigen Stand könnte der Zentralbank-

rat der Deutschen Bundesbank voraussicht-

lich noch in diesem Jahr die erforderlichen

Anpassungsmaûnahmen und deren Anord-

nung nach § 18 Bundesbankgesetz beschlie-

ûen. Den Banken in Deutschland wird somit

annähernd zwei Jahre Zeit gegeben, sich auf

die kommenden statistischen Anforderungen

einzustellen.
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